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Familienbesteuerung in Österreich und Deutschland 
Eine vergleichende Analyse unter Berücksichtigung aktueller Steuerreformen 
 
Family Taxation in Austria and in Germany 
A comparison after the Tax Reforms 2009 
 
Mag. Magdalena Gruber / Mag.  Nicole Höhenberger /  
MMag. Silke Höserle / Prof. Dr. Rainer Niemann 
 
Zusammenfassung 
In diesem Beitrag wird erstmals ein Vergleich der Besteuerung von Familien mit Kindern in Öster-
reich und Deutschland anhand von drei repräsentativen Musterfamilien in unterschiedlichen Einkom-
menssituationen durchgeführt.  
Dabei wird in einem ersten Schritt die österreichische Besteuerung von Familien rechtlich dargestellt 
und das als Teil der österreichischen Steuerreform 2009 beschlossene Familienpaket einer vertei-
lungspolitischen Analyse unterzogen. Die absolute Steuerersparnis aus der österreichischen Steuerre-
form 2009 ist umso höher, je mehr Kinder und je mehr Einkommensbezieher eine Familie besitzt. 
Relativ betrachtet ergibt sich bis zu einer Familieneinkommensgrenze von 40.000 Euro für Alleiner-
zieher die höchste Ersparnis, die in bestimmten Einkommensbereichen über 15% des Nettofamilien-
einkommens beträgt.  
Der Vergleich mit der deutschen Besteuerung von Familien anhand der absoluten Entlastung und ef-
fektiven Durchschnittsteuersätze für die einzelnen Musterfamilien zeigt, dass die Vorteilhaftigkeit vor 
allem von der Höhe der abzugsfähigen Kinderbetreuungskosten und der Berücksichtigung sonstiger 
Bezüge in Österreich bestimmt wird. Ohne Berücksichtigung von sonstigen Bezügen beträgt der ma-
ximale Vorteil der deutschen Besteuerung rund 6%, unter Berücksichtigung der sonstigen Bezüge 
hingegen kann in Österreich ein steuerlicher Vorteil von bis zu 8% erzielt werden.  
Im Ergebnis zeigt sich, dass vor allem aufgrund der steuerlichen Begünstigung der sonstigen Bezüge 
in Österreich auch ohne Einführung eines Familiensplitting der österreichische Weg der Familienbe-
steuerung zu keinen nennenswerten Nachteilen oder sogar zu Vorteilen für österreichische Familien 
im Vergleich zu deutschen Familien führt. Die Besteuerung von Familien muss daher nicht zwingend 
Splitting-Elemente enthalten, um eine Entlastung zu gewährleisten – vielmehr kann durch andere steu-
erliche Maßnahmen derselbe Entlastungseffekt erzielt werden, ohne dabei die bekannten Nachteile des 
Splittings in Kauf nehmen zu müssen. 2 
 
Abstract 
This paper compares the taxation of families with children in Austria and Germany with respect to the 
income situation of three representative example families.  
The first section deals with the legal background of family taxation an provides an analysis of the dis-
tributional effects of the Austrian family package, which is part of the income tax reform 2009. The 
results show that absolute savings due to the Austrian tax reform 2009 are higher, the more children 
and/or sources of income a family has. We show that the level of relative savings is the highest for 
single-parent families with a family income of 40.000 Euro and reaches nearly 15 percent of the fam-
ily net income.  
We compare the taxation of Austrian and German families by measuring absolute savings due to the 
family packages as well as by calculating effective average tax rates for the example families. We 
show that the advantageousness of one country is primarily driven by the deductible amount of cost 
for childcare as well as the inclusion of Austrian supplemental wages (vacation and Christmas bonus). 
Not including the Austrian supplemental wages leaves German families better off, with the maximum 
advantage for German families accounting for about 6 percent. Including the Austrian beneficial taxa-
tion of supplemental wages instead favours Austrian families with the maximum advantage being 
about 8 percent. 
The results show that the Austrian system of separate taxation does not necessarily result in lower after 
tax incomes than the German system of joint assessment. In some cases it leaves Austrian families 
even better off. An adequate tax relief for families does not necessarily require elements of joint taxa-
tion; other tax measures can yield the same effect without accepting the disadvantages of joint assess-
ment. 
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I. Ausgangssituation der Untersuchung und Problemstellung 
Ende März 2009 wurde in Österreich ein Steuerreformgesetz beschlossen
1, das neben der Änderung 
des Einkommensteuertarifs auch größere Änderungen im Bereich der Familienbesteuerung vorsieht. 
Die österreichische Bundesregierung verfolgt mit diesem Gesetz das Ziel, alle Steuerpflichtigen durch 
die Senkung der Lohn- und Einkommensteuerbelastung sowie Familien mit Kindern durch Auswei-
tung der Frei- und Absetzbeträge für Kindererziehung zu entlasten.  
Ziel der österreichischen Bundesregierung war es, durch die Einführung des Kinderfreibetrages sowie 
die Abzugsfähigkeit von Kinderbetreuungskosten die Kosten für den beruflichen Wiedereinstieg von 
Frauen zu senken und somit positive Anreize für die Erwerbstätigkeit von Frauen zu setzen.
2 Das Fa-
milienpaket berücksichtigt, dass Familien aufgrund des Betreuungsbedarfs von Kindern gegenüber 
kinderlosen Paaren oder ledigen Steuerpflichtigen benachteiligt sind, da entweder ein Teil der Er-
werbstätigkeit für die Eigenbetreuung aufgegeben bzw. reduziert werden muss oder aber externe 
Betreuung zugekauft werden muss. 
Österreich ist nicht das einzige Land im Alpenraum, das Änderungen in der Familienbesteuerung um-
gesetzt hat. In Deutschland wurden mit dem Familienleistungsgesetz, welches im Oktober 2008 be-
schlossen wurde, sowohl das Kindergeld als auch die Kinderfreibeträge erhöht.
3 Im Februar 2009 gab 
der Schweizer Bundesrat ebenfalls den Auftrag, eine Reform der Familienbesteuerung vorzunehmen, 
die der Verbesserung der Steuergerechtigkeit zwischen Personen mit und ohne Kindern dienen solle.
4 
Ziel dieses Beitrags ist es, die Neuregelung der österreichischen Familienbesteuerung bezüglich ihrer 
Verteilungswirkungen zu analysieren. In einem weiteren Schritt wird das österreichische Modell der 
Familienbesteuerung mit dem deutschen verglichen; wenngleich sich die beiden Staaten in der Grund-
konzeption der Familienbesteuerung ähneln, können ebenso Unterschiede festgestellt werden, die sich 
nicht nur auf die in Deutschland umgesetzte Ehegattenbesteuerung beschränken. Ein Vergleich der 
Familienbesteuerung in beiden Ländern soll daher zeigen, welches Modell Familien stärker entlastet.  
II. Systeme der Familienbesteuerung im europäischen Vergleich 
Steuersysteme können wesentliche Anreize zur Familienförderung und zur Erwerbstätigkeit von Frau-
en mit Kindern schaffen. Es werden in Europa grundsätzlich drei Steuersysteme in Bezug auf die Fa-
milienbesteuerung unterschieden:  
  Die Individualbesteuerung wird beispielsweise in Österreich, Dänemark oder Großbritan-
nien praktiziert. Dabei werden alle Einkommen einer Familie getrennt veranlagt und die zu-
                                                      
1 Vgl. BGBl. I Nr. 26/2009 vom 31.03.2009. 
2 Vgl. Bundesministerium für Finanzen (2009).  
3 Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2008). 
4 Vgl. Schweizerische Eidgenossenschaft (2009). 4 
 
sätzlichen Kosten durch Kinder bzw. die verringerte Erwerbsfähigkeit von Eltern durch Ge-
währung von Frei- und Absetzbeträgen berücksichtigt. 
In Großbritannien ist das Kindergeld unabhängig vom Einkommen der Eltern; Alleinerziehern 
wird jedoch ein höherer Betrag gewährt. Zudem wird der überwiegenden Mehrheit der Famili-
en seit 2003 ein Child Tax Credit als einkommensabhängige Transferleistung zuerkannt. Dar-
über hinaus existiert der Working Tax Credit, der einerseits als negative Einkommensteuer und 
andererseits zur Finanzierung von Kinderbetreuungskosten geltend gemacht werden kann. In 
Dänemark wird Familien mit Kindern das Kindergeld als steuerfreie Transferleistung gewährt, 
das in der Höhe negativ abhängig ist vom Alter des Kindes sowie vom Einkommen der Eltern. 
Zusätzliches Kindergeld wird Alleinerziehern gewährt. Darüber hinaus wird vor allem in die 
flächendeckende Errichtung von Kinderbetreuungsplätzen investiert, um Familien so zu unter-
stützen.
5 
  Im Gegensatz zur Individualbesteuerung sieht das Ehegattensplitting eine Zusammenveran-
lagung der Einkommen eines Ehepaares vor, wie dies in Deutschland seit 1957 der Fall ist. 
Dieses Splitting wird als wesentlicher Teil der monetären Unterstützung von Familien in 
Deutschland betrachtet, obwohl oftmals kritisiert wird, dass dieses Instrument auch verheirate-
ten Paaren ohne Kinder zu Gute kommt bzw. Alleinverdienerehen bevorzugt und somit nega-
tive Anreize auf die Erwerbstätigkeit von Frauen ausübt.
6 Untersuchungen zeigen jedoch, dass 
der erste Kritikpunkt entkräftet werden kann, da vorwiegend Familien mit Kindern den Split-
tingvorteil vereinnahmen.
7  
  Das französische Steuersystem ist das einzige in der Europäischen Union, welches seit 1945 
ein Familientarifsplitting vorsieht. Diese Form der Besteuerung impliziert, dass alle Famili-
enmitglieder gemeinsam veranlagt werden – den Eltern sowie ab dem dritten Kind wird dabei 
ein Splittingfaktor von Eins zugeordnet, den ersten beiden Kindern von 0,5 und alleinerzie-
henden Elternteilen ein Faktor von 1,5. Dadurch wirken die Splittingvorteile stärker als beim 
Ehegattensplitting. Das Ziel ist, die Progression der Steuer vor allem für kinderreiche Familien 
zu verringern. Der Splittingvorteil ist jedoch gedeckelt bzw. wird mit dem Kindergeld ver-
rechnet, um eine überproportional hohe steuerliche Entlastung von Familien mit hohem Ein-
kommen abzumildern. Ein weiteres Problem besteht darin, dass Alleinverdiener meist nicht 
den vollen Splittingvorteil ausschöpfen können, da diese in einem Großteil der Fälle einem 
niedrigen Grenzsteuersatz unterliegen.
8 Die Förderung von kinderreichen Familien spiegelt 
                                                      
5 Vgl. Her Majesty's Revenue and Customs (HMRC) (2009). 
6 Zur Diskussion des Ehegattensplitting vgl. u.a. Dingeldey (2002), Homburg (2000), Jachmann (2008), Lang 
(1984), Scherf (2000), Siegel (2007), Tipke/Lang (1984) und Wosnitza (2000). 
7 Vgl. Bach / Buslei (2003), S. 345ff. 
8 Vgl. Dell / Wrohlich (2006), S. 3f.  5 
 
sich auch darin wider, dass das Kindergeld erst ab dem zweiten Kind ausbezahlt wird, vom 
Alter des Kindes abhängt und mit der Kinderanzahl ansteigt. Zusätzlich werden abhängig vom 
Einkommen Familienergänzungshilfen sowie Beihilfen zum Schulbeginn ausbezahlt. Auf-
grund der starken steuerlichen Berücksichtigung von Kindern im französischen Steuersystem 
bezahlen rund 70 Prozent aller Familien mit drei oder mehr Kindern keine Einkommensteu-
ern.
9 
III. Familienbesteuerung in Österreich unter Berücksichtigung der Steuerreform 2009 
Durch die Steuerreform 2009 wurde nicht nur der österreichische Einkommensteuertarif geändert (Ta-
rifreform), sondern auch eine umfassende Neuordnung der österreichischen Familienbesteuerung 
durchgeführt (Familienpaket).
10 In diesem Abschnitt werden die rechtlichen Grundlagen der Besteue-
rung von Familien in Österreich, unter Berücksichtigung der mit der Steuerreform 2009 verbundenen 
Änderungen, dargestellt. In einem ersten Schritt werden Berechnungsbesonderheiten in Zusammen-
hang mit dem Familienpaket aufgezeigt, um im Anschluss anhand von drei repräsentativen Musterfa-
milien zu zeigen, wie sich das Nettofamilieneinkommen durch die Steuerreform 2009 verändert und 
welche absolute bzw. relative Ersparnis erzielt werden kann.  
1. Rechtslage 
Seit 1972 gilt in Österreich das System der Individualbesteuerung, welches besagt, dass das Einkom-
men grundsätzlich beim Bezieher zu versteuern ist.
11 Der auf das zu versteuernde Einkommen anzu-
wendende Einkommensteuertarif ist in § 33 öEStG geregelt und als dreistufiger Tarif konzipiert. 
Durch die Steuerreform 2009 werden der Grundfreibetrag sowie die Tarifgrenze der zweiten Tarifstufe 
angehoben und dadurch die Grenzsteuersätze der ersten und zweiten Tarifstufe abgesenkt. Die neue 
Tarifformel ist in folgender Tabelle abgebildet: 
Tabelle 1: Österreichischer Einkommensteuertarif 2009 (§ 33 öEStG) 
Einkommen (B)  Steuerschuld (T)  Grenzsteuersatz (T’) 
11.000 < B ≤ 25.000 
110 . 5
000 . 14





25.000 < B ≤60.000 
110 . 5 125 . 15
000 . 35





B > 60.000  235 . 20 5 , 0 ) 000 . 60 ( + ⋅ − B   50 % 
Arbeitnehmer, d.h. unselbständig beschäftigte Personen, können in Österreich neben dem laufenden 
Gehalt, das monatlich ausbezahlt wird, unter bestimmten Voraussetzungen ein 13. und 14. Gehalt 
                                                      
9 Vgl. Wrohlich / Dell / Baclet (2005), S. 481f.  
10 Vgl. BGBl. I Nr. 26/2009 vom 31.03.2009. 
11 Davor galt auch in Österreich das deutsche Modell des Ehegattensplitting. 6 
 
(auch bekannt als Urlaubs- und Weihnachtsgeld) beziehen.
12 Diese so genannten sonstigen Bezüge 
sind steuerlich stark begünstigt. Betragen sie nicht mehr als 2.100 Euro pro Jahr, so sind sie zur Gänze 
steuerfrei (Freigrenze), übersteigen sie diesen Betrag, so sind sie nach Abzug eines Freibetrages von 
620 Euro mit dem fixen Steuersatz von 6% zu versteuern (§ 67 öEStG).  
Die steuerliche Berücksichtigung der Familiensituation erfolgt über folgende Absetzbeträge, welche 
ebenfalls in § 33 öEStG geregelt sind: 
•  Alleinverdienerabsetzbetrag: Voraussetzung für die Gewährung des Alleinverdienerabsetz-
betrages ist, dass der Steuerpflichtige mehr als sechs Monate im Jahr verheiratet ist und die 
jährlichen Einkünfte des Ehepartners nicht höher sind als 6.000 Euro (mit Kind) bzw. 2.200 
Euro (ohne Kind). Der Alleinverdienerabsetzbetrag beträgt 364 Euro und erhöht sich für das 
erste Kind um 130 Euro, für das zweite Kind um zusätzliche 175 Euro und für jedes weitere 
Kind um zusätzliche 220 Euro jährlich.
13 
•  Alleinerzieherabsetzbetrag: Als Alleinerzieher gilt ein Steuerpflichtiger mit mindestens ei-
nem Kind, wenn er mehr als sechs Monate im Jahr nicht in einer Gemeinschaft mit einem 
(Ehe)Partner lebt. Der Alleinerzieherabsetzbetrag ist der Höhe nach dem Alleinverdienerab-
setzbetrag gleichgestellt und beträgt daher für ein Kind 494 Euro, für zwei Kinder 669 Euro 
und erhöht sich für jedes weitere Kind um 220 Euro jährlich.
14 
Zu beachten ist hierbei, dass sich aufgrund der gesetzlichen Definition Alleinverdiener- bzw. Alleiner-
zieherabsetzbetrag gegenseitig ausschließen und daher maximal einer der beiden gewährt werden 
kann. Sowohl der Alleinverdiener- als auch der Alleinerzieherabsetzbetrag gelten als „echte“ Absetz-
beträge, das heißt sie mindern direkt die Einkommensteuerschuld. Ergibt sich nach Abzug von Ab-
setzbeträgen eine negative Steuerschuld, so werden sowohl der Alleinverdiener- als auch der Alleiner-
zieherabsetzbetrag bei Vorliegen von mindestens einem Kind als Negativsteuer ausbezahlt. Dadurch 
ist sichergestellt, dass auch Familien mit geringem Einkommen von den Absetzbeträgen profitieren.  
•  Kinderabsetzbetrag: Steuerpflichtigen, denen Familienbeihilfe (siehe unten) gewährt wird, 
steht ein Kinderabsetzbetrag zu. Mit der Steuerreform 2009 wurde dieser erstmals seit seiner 
Einführung 1993 von rund 610 Euro pro Jahr (50,9 Euro pro Monat) auf 700 Euro pro Jahr 
und Kind angehoben.
15  
Die systematische Besonderheit des österreichischen Kinderabsetzbetrages besteht darin, dass dieser 
gemeinsam mit der Familienbeihilfe als Transferleistung ausbezahlt wird. Die Erhöhung des Kinder-
                                                      
12 Es besteht zwar kein gesetzlicher Anspruch auf die Auszahlung eines 13. und 14. Gehalts, jedoch werden diese 
jährlich im Zuge der Kollektivvertragsverhandlungen zwischen den Verhandlungspartnern von Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerseite verhandelt.  
13 Siehe § 33 (4) öEStG. 
14 Siehe § 33 (4) öEStG. 
15 Siehe § 33 (4) öEStG. 7 
 
absetzbetrages kommt daher allen Personen zugute, die für ihr(e) Kind(er) Familienbeihilfe beziehen, 
unabhängig davon, ob sie ein steuerpflichtiges Einkommen erzielen.  
Abgesehen von den dargestellten Absetzbeträgen wurden mit dem Familienpaket 2009 zwei weitere 
steuerliche Begünstigungen für Familien eingeführt:  
•  Kinderfreibetrag: Es wurde ein Kinderfreibetrag von 220 Euro pro Jahr und Kind eingeführt, 
welcher von der unterhaltspflichtigen Person geltend gemacht werden kann (einfacher Freibe-
trag). Sind beide Elternteile unterhaltspflichtig, steht jedem Elternteil ein Freibetrag in Höhe 
von 60% zu – dies führt auf Familienebene betrachtet zu einem insgesamt höheren Freibetrag 
von 264 Euro, der jedoch auf zwei Einkommen und die entsprechenden Progressionsverläufe 
aufgeteilt werden muss (geteilter Freibetrag).
16 
•  Abzugsfähigkeit von Kinderbetreuungskosten: Erstmals in Österreich können die Kosten 
für die Betreuung von Kindern bis zum 10. Lebensjahr abgezogen werden.
17 Diese können als 
außergewöhnliche Belastungen geltend gemacht werden und sind der Höhe nach auf 2.300 
Euro pro Jahr und Kind begrenzt. Der Betrag kann zwar wahlweise von einem Elternteil oder 
von beiden aufgeteilt in Anspruch genommen werden, nach allgemeinen Grundsätzen kann 
jedoch nur derjenige die Kosten steuerlich geltend machen, der sie nachweislich getragen 
hat.
18 
Neben der steuerlichen Förderung von Familien existiert in Österreich auch die direkte Familienförde-
rung im Rahmen von Transferzahlungen. Die wichtigste Förderung in diesem Zusammenhang ist die 
Familienbeihilfe, welche im Familienlastenausgleichsgesetz (FLAG) von 1967 geregelt ist. Demnach 
steht die Familienbeihilfe für alle Kinder bis zum Erreichen der Volljährigkeit zu.
19 Die Höhe der Fa-
milienbeihilfe ist einerseits vom Alter des Kindes, andererseits von der Anzahl der Geschwister ab-






                                                      
16 Siehe § 106a öEStG. 
17 Bis 2009 war der Abzug von Kinderbetreuungskosten nur für berufstätige Alleinerzieher unter Berücksichti-
gung eines Selbstbehalts möglich. (§ 34 öEStG) 
18 Siehe § 34 (9) öEStG. 
19 Darüber hinaus wird die Familienbeihilfe auch für Kinder gewährt, die das 26. Lebensjahr noch nicht vollen-
det haben, sich in Ausbildung befinden und deren Einkünfte 9.000 Euro jährlich nicht übersteigen. (§ 2 (1) b 
FLAG) 8 
 
Tabelle 2: Höhe der österreichischen Familienbeihilfe  
für das erste Kind (§ 8 (2) FLAG) 
Alter des Kindes  Betrag pro Monat 
ab Geburt  105,40 Euro 
ab 3 Jahren  112,70 Euro 
ab 10 Jahren  130,90 Euro 
ab 19 Jahren  152,70 Euro 
Diese Beträge erhöhen sich bei zwei Kindern um 12,80 Euro, bei drei Kindern um 47,80 Euro, bei vier 
Kindern um 97,80 Euro und für jedes weitere Kind um 50 Euro monatlich. Seit 2008 wird jeweils im 
September eine doppelte Familienbeihilfe ausbezahlt (so genannte „13. Familienbeihilfe“, § 8 (8) 
FLAG).  
2. Beurteilung des österreichischen Familienpakets 
In diesem Abschnitt wird untersucht, in wie weit durch die österreichische Steuerreform 2009 eine 
Entlastung für Familien erzielt werden konnte. In Anlehnung an Parsche / Osterkamp (2004) unterstel-
len wir in weiterer Folge folgende drei repräsentative Musterfamilien, deren tatsächliche Entlastung 
anhand konkreter Einkommenssituationen beurteilt wird: 
Musterfamilie A: ein alleinerziehender Elternteil 
Musterfamilie B: zwei berufstätige Elternteile, die beide ein gleich hohes Einkommen beziehen 
Musterfamilie C: zwei berufstätige Elternteile, wobei ein Elternteil drei Viertel und der andere ein 
Viertel des Familieneinkommens erzielt 
Für jede dieser Familien wird unterstellt, dass jeweils ein Kind, zwei Kinder oder drei Kinder vorhan-
den sind, die jeweils das 10. Lebensjahr noch nicht erreicht haben. Weiters wird ein Familieneinkom-
men vor Berücksichtigung von Frei- und Absetzbeträgen sowie vor Abzug der Betreuungskosten im 
Intervall von [0; 100.000] Euro untersucht
20, welches im Fall der Musterfamilien B und C im entspre-
chenden Ausmaß auf die zwei berufstätigen Familienmitglieder aufgeteilt wird. Für jedes Kind werden 
Betreuungskosten von 2.300 Euro pro Jahr veranschlagt.  
                                                      
20 Dieses Familieneinkommen entspricht somit jenem Wert, der vor der Steuerreform 2009 zu versteuern gewe-
sen wäre (=Einkommen alt). Bei diesem Wert sind das 13. und 14. Gehalt (vgl. Abschnitt III. 1.) nicht berück-
sichtigt; da sich ihre steuerliche Behandlung durch die Steuerreform nicht geändert hat, ergeben sich dadurch 
jedoch keine Auswirkungen im Rahmen dieses Abschnitts. Sozialversicherungsbeiträge werden in diesem Mo-
dell ebenfalls nicht berücksichtigt; da hier ein einperiodiges Modell betrachtet wird, ist eine rechnerische Integ-
ration zukünftiger Leistungen aus der gesetzlichen Sozialversicherung nicht möglich. Zusätzlich ist zu bedenken,  
dass mit der Bezahlung von Sozialversicherungsbeiträgen staatliche Gegenleistungen (Krankenversicherung, 
Rentenleistungen) verbunden sind und somit unklar ist, wie und in welchem Umfang diese in einen Belastungs-
vergleich zu integrieren wären. 9 
 
Alleinerzieherfamilien (Musterfamilie A) stellen in Österreich laut einer Erhebung der Statistik 
Austria bereits rund 12,8% aller Familien mit Kindern dar.
21 Neben einer Alleinerzieherfamilie be-
trachten wir eine Familie, in der Mann und Frau zu gleichen Teilen erwerbstätig sind (Musterfamilie 
B), sowie eine Familie, in der ein Elternteil Vollzeit berufstätig ist, während der zweite Elternteil als 
„Zuverdiener“ in Teilzeit berufstätig ist.
22 In Österreich zeigen Erhebungen, dass die Teilzeitquote bei 
Frauen mit Kindern unter 15 Jahren weitaus höher ist (61,7%), als jene bei Frauen ohne Kinder 
(40,2%). 
Durch die Wahl der entsprechenden Musterfamilien kann eine Aussage darüber getroffen werden, ob 
Familien, in denen ein einkommensbeziehender Ehepartner für den anderen nur geringfügig verdie-
nenden (Musterfamilie C) Ehepartner aufzukommen hat, stärker entlastet werden, als jene Familien, in 
denen beide Ehepartner zu annähernd gleichen Teilen zum Familieneinkommen beitragen (Musterfa-
milie B). Darüber hinaus kann analysiert werden, inwiefern sich die Entlastung von Alleinerzieherfa-
milien (Musterfamilie A) von jenen Familien unterscheidet, die über zwei Einkommensbezieher ver-
fügen. 
Nachdem im folgenden Abschnitt eine Präzisierung der Berechnungsmethodik erfolgt, werden in wei-
terer Folge die absolute sowie relative Ersparnis durch die Steuerreform 2009 berechnet und anhand 
dieser Größen eine verteilungspolitische Beurteilung vorgenommen.  
a) Besonderheiten im Rahmen der Berechnungen 
Da das österreichische Steuerrecht auch nach der Steuerreform 2009 keine Elemente eines Ehegatten- 
oder Familiensplittings vorsieht, wird im ersten Berechnungsschritt für jede einzelne Person der Fami-
lie ermittelt, wie hoch ihr zu versteuernde Einkommen nach Tarif 2008 (alt) sowie Tarif 2009 (neu) 
unter Berücksichtigung des Familienpakets ist und welche Steuerschuld dafür anfällt.  
Anschließend wird die Gesamtsteuerbelastung auf Familienebene als Summe der Einzelsteuerbelas-
tungen ermittelt und als Endergebnis die Ersparnis auf Familienebene durch die Steuerreform 2009 
berechnet.
23 Durch die Betrachtung auf Familienebene können Unterschiede in der Ersparnis, basie-
rend auf der Verteilung des Familieneinkommens auf die einzelnen Familienmitglieder, aufgezeigt 
werden.  
Um das zu versteuernde Einkommen berechnen zu können, erfolgt eine Optimierung der außerge-
wöhnlichen Belastungen sowie des Kinderfreibetrages. 
                                                      
21 Vgl. Statistik Austria (2007a), S. 20. 
22 Laut Untersuchungen ist dieses Zweiverdienermodell (Mann als Hauptverdiener, Frau als Zuverdienerin) ty-
pisch für Österreich und Deutschland. Vgl. Besenthal / Lang / Spieß / Wrohlich (2006).  
23 Zu beachten ist dabei, dass bei dieser Art der Berechnung der Ersparnis nur der Kinderfreibetrag sowie die 
Abzugsfähigkeit der Betreuungskosten berücksichtigt werden, während Transferleistungen (Kinderabsetzbetrag, 
Familienbeihilfe, siehe Abschnitt II. 1.) außer Ansatz bleiben.  10 
 
Optimierung der außergewöhnlichen Belastungen 
Die Regelung, wonach Betreuungskosten im Ausmaß der Kostentragung zwischen beiden Elternteilen 
aufgeteilt werden können, führt dazu, dass bei der gegebenen Einkommenssituation für jedes Jahr 
optimiert werden muss, welcher Elternteil welchen Anteil der Betreuungskosten geltend macht.  
Da außergewöhnliche Belastungen die  steuerliche Bemessungsgrundlage mindern, kann generell fol-
gende Vorgehensweise angewandt werden: Die Betreuungskosten (BEK) sind bei dem Elternteil mit 
dem höheren Einkommen (Bh) anzusetzen, wenn das Einkommen dieses Elternteils das Einkommen 
des Elternteils mit dem geringeren Einkommen (Bg) um mindestens die abzugsfähigen Betreuungskos-
ten übersteigt. Ist die Differenz zwischen den beiden Einkommen geringer als die abzugsfähigen 
Betreuungskosten, so ermittelt sich die Aufteilung der Betreuungskosten nach folgenden Formeln: 
2
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Durch Anwendung dieser Aufteilungsregel ist auch für den Fall, dass durch die Abzugsfähigkeit der 
Betreuungskosten ein Tarifsprung erfolgen würde, eine steueroptimale Verteilung des Abzugspostens 
gegeben.  
Optimierung des Kinderfreibetrages 
§106a öEStG sieht ein Wahlrecht dahingehend vor, dass der Kinderfreibetrag von jeder unterhalts-
pflichtigen Person in Anspruch genommen werden kann. Eine Inanspruchnahme durch nur eine Per-
son bewirkt einen Freibetrag in Höhe von 220 Euro pro Kind. Die Inanspruchnahme durch zwei Per-
sonen führt in Summe jedoch zu einem Freibetrag in Höhe von 2 x 132 = 264 Euro pro Kind. Für jede 
Familie muss daher aufgrund der vorliegenden Einkommenssituation optimiert werden, ob es vorteil-
hafter ist, den Freibetrag bei beiden Personen steuerlich geltend zu machen oder nur bei einer. Zu be-
achten ist dabei, dass der Freibetrag die Bemessungsgrundlage mindert.  
Eine umfassende Darstellung der Optimierung des Kinderfreibetrages findet sich im Anhang dieses 
Beitrages. Kritisch anzumerken ist, dass die Optimierungsfälle sehr weitreichend sind und zu vermut-
lich hohen Planungskosten für die Steuerpflichtigen führen – dem steht ein vernachlässigbar geringer 
Vorteil aus der Steuerersparnis gegenüber. Als Argument für die Einführung des geteilten Freibetrages 
nennt die Bundesregierung, dass dieser nur bei Erwerbstätigkeit beider Elternteile geltend gemacht 
werden kann und somit Anreize für die Erwerbstätigkeit der Frau, insbesondere für die Aufnahme 
einer existenzsichernden Vollzeittätigkeit, setzt.
24 Angesichts der geringen Ersparnis, die aus einem 
                                                      
24 Vgl. Bundesministerium für Finanzen (2009).  11 
 
geteilten Freibetrag erzielt werden kann (maximal 22 Euro jährlich pro Kind!), kann dies jedoch kein 
Argument für eine derart komplexe Ausgestaltung sein.  
b) Absolute Steuerersparnis 
Um die Wirkungen der österreichischen Steuerreform im Detail bewerten zu können, müssen die Be-
standteile, aus denen sich die Steuerersparnis zusammensetzt, isoliert betrachtet werden. Wir bedienen 
uns daher der Ermittlung der absoluten Steuerersparnis. Diese setzt sich aus zwei Komponenten zu-
sammen: einer Entlastung durch die Tarifreform sowie einer Entlastung aus dem Familienpaket. 
Für Alleinerzieher (Musterfamilie A) ist die maximale absolute Ersparnis bei einem Familieneinkom-
men ab 65.040 Euro erreicht. Diese beträgt bei zwei Kindern 3.870 Euro und setzt sich aus 1.350 Euro 
(34,88%) Ersparnis aus der Tarifreform, 2.300 Euro (59,44%) Ersparnis aus der Abzugsfähigkeit der 
Betreuungskosten sowie 220 Euro (5,68%) aus der Einführung des Kinderfreibetrages zusammen. 
































































































Ersparnis gesamt Tarif Betreuung FB
 
Wie aus obiger Abbildung ersichtlich ist, erzielt Musterfamilie A (Alleinerzieher) durch die Abzugs-
fähigkeit der Betreuungskosten den größten Anteil an der absoluten Steuerersparnis. Durch das Fami-
lienpaket kann daher über das gesamte Einkommensintervall eine höhere Ersparnis erzielt werden als 
durch die Tarifreform. Der Anteil der Steuerersparnis, der auf den Kinderfreibetrag entfällt, ist erwar-
tungsgemäß vernachlässigbar gering und bestärkt daher die Kritik an dessen komplexer Ausgestaltung.  
Musterfamilie B hingegen kann erst bei einem Familieneinkommen ab 125.128 Euro den maximalen 
steuerlichen Vorteil erzielen, der im Fall von 2 Kindern 5.264 Euro beträgt. Die Ersparnis setzt sich 
aus 2.700 Euro (51,29%) aus der Tarifreform, 2.300 (43,70%) Euro aus der Abzugsfähigkeit der 
Betreuungskosten sowie 264 Euro (5,01%) aus der Einführung des Kinderfreibetrages zusammen. Für 12 
 
Musterfamilie C ergeben sich zwar dieselben Werte wie für Musterfamilie B, allerdings kann hier die 
maximale absolute Steuerersparnis aufgrund der unterschiedlichen Verteilung des Familieneinkom-
mens erst ab einem Familieneinkommen von 245.128 Euro erzielt werden.  
Teilt man die absolute Ersparnis auf die beiden Komponenten Tarifreform und Familienpaket auf, so 
zeigt sich, dass für alle Musterfamilien mit zwei oder mehr Kindern das Familienpaket den überwie-
genden Teil zur Gesamtersparnis beiträgt. In jenen Einkommensbereichen, in denen durch das Famili-
enpaket eine Steuerschuld auf Familienebene komplett entfällt, erreicht der Anteil der Ersparnis aus 
dem Familienpaket Werte von bis zu 80%.  
Bei Familien mit einem Kind stellt das Familienpaket hingegen bei Musterfamilie A nur bis zu einem 
Familieneinkommen von rund 55.000 Euro sowie bei Musterfamilie C bis zu einem Familieneinkom-
men von rund 45.000 Euro den Hauptteil der Ersparnis dar. Musterfamilie B kann aus der Tarifreform 
stets eine höhere Ersparnis erzielen als aus dem Familienpaket.  
Misst man die Auswirkungen der Steuerreform 2009 anhand der absoluten Ersparnis, so zeigt sich, 
dass das Familienpaket vor allem Familien mit mehr als einem Kind sowie Familien, in denen hohe 
Unterschiede in den Einkommen der beiden Elternteile bestehen, begünstigt. Familien mit nur einem 
Kind bzw. ähnlichem Einkommensniveau der Elternteile profitieren hingegen stärker von der Tarifre-
form. Darüber hinaus zeigt die absolute Ersparnis, dass Familien, in denen mehrere Personen ein steu-
erpflichtiges Einkommen erzielen, stärker von der Reform profitieren als Alleinerzieherfamilien bei 
gleichem Familieneinkommen.  
c) Relative Steuerersparnis 
Um die Verteilungswirkungen der Steuerreform im Detail betrachten zu können, ist es notwendig, die 
Ersparnis nicht nur in absoluten Werten zu berechnen, sondern auch relativ zum Nettofamilienein-
kommen zu analysieren. Wir berechnen daher die relative Steuerersparnis, indem die absolute Steuer-
ersparnis (siehe Abschnitt III. 2. b) zum Familiennettoeinkommen 2008 (alt) in Bezug gesetzt wird.
25  
Betrachtet man die relative Ersparnis durch die Steuerreform für alle drei Musterfamilien unter der 
Annahme mit jeweils zwei Kindern, so zeigt sich folgende Situation: 
                                                      
25 Für eine weitergehende Analyse zur relativen Ersparnis durch das österreichische Familienpaket vgl. Höhen-
berger / Höserle (2009).  13 
 























































































Musterfamilie A Musterfamilie B Musterfamilie C
  
Unter den Musterfamilien betrachtet erzielt Musterfamilie A bis zu einem Familieneinkommen von 
rund 50.000 Euro die höchste Steuerersparnis, wenngleich sie absolut gesehen den geringsten Vorteil 
zu verzeichnen hatte. Durch die Steuerreform steigt das verfügbare Nettofamilieneinkommen von 
Musterfamilie A um bis zu 16,83% an; dieser maximale Vorteil kann bei einem Einkommen von rund 
16.100 Euro erzielt werden. Daten des österreichischen Hauptverbandes der Sozialversicherungsträger 
zeigen, dass das österreichische Medianeinkommen mit rund 25.300 Euro je Steuerpflichtigen nur 
deutlich über diesem Niveau liegt.
26 Berücksichtigt man die familiäre Situation, so zeigen Auswertun-
gen von Statistik Austria, dass der Mittelwert des Einkommens für Ein-Eltern-Haushalte 2007 bei 
21.010 Euro lag.
27  
Auch das Nettofamilieneinkommen der Musterfamilien B und C kann sich im Bereich eines Familien-
einkommens von [26.000; 32.000] Euro für Musterfamilie B sowie [20.000; 30.000] Euro für Muster-
familie C eine Entlastung um mehr als 10% erhöhen. Abbildung 2 verdeutlicht zudem, dass die relati-
ve Entlastung für Familien mit steigendem Einkommen tendenziell sinkt.  
Die Entlastung für Musterfamilien mit einem Kind fällt zwar erwartungsgemäß geringer aus, beträgt 
für Musterfamilie A aber immer noch bis zu 11,05%. Bei einem Einkommen von 16.100 Euro kann 
Musterfamilie A mit nur einem Kind eine relative Ersparnis von 10,05% erzielen – diese zeigt, dass 
durch jedes weitere Kind nur eine unterproportionale zusätzliche Ersparnis erzielt werden kann. Dieser 
Effekt ist auf die Deckelung der Ersparnis aus der Tarifreform, welche unabhängig von der Anzahl der 
Kinder ist, zurückzuführen.  
                                                      
26 Vgl. Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger (2009), S. 8. 
27 Vgl. Statistik Austria (2007b). 14 
 
d) Verteilungspolitische Beurteilung 
Betrachtet man die Steuerersparnis durch die Steuerreform 2009, im Speziellen jene durch das Famili-
enpaket, so zeigt Abbildung 2, dass Musterfamilie B die geringste Ersparnis, gemessen am Familien-
nettogehalt, erzielt, während Musterfamilie C und vor allem Musterfamilie A am stärksten profitieren. 
Die Forderung, Familien mit nur einem Einkommensbezieher bzw. mit einem nur geringfügig verdie-
nenden Elternteil stärker zu entlasten, wird durch die Steuerreform 2009 somit erfüllt.  
Im Ergebnis bietet die Tarifreform in Kombination mit dem Familienpaket eine deutliche Entlastung 
für alle Einkommensstufen. Diese Entlastung differiert jedoch stark in Abhängigkeit von der Kinder-
zahl und zeigt, dass Familien mit zwei oder mehr Kindern überproportional vom Familienpaket profi-
tieren. Das Familienpaket kann daher auch als ein Anreiz zur Gründung von Mehrkinderfamilien ge-
sehen werden. 
Von den rund 1,8 Millionen Familien in Österreich waren 2007 rund 575.000 (30,95%) ohne Kinder; 
die durchschnittliche Anzahl der Kinder sank in den letzten Jahren kontinuierlich auf 1,68 Kinder pro 
Frau. 34,24% der österreichischen Familien sind Einkindfamilien, während in den restlichen 34,81% 
der Familien zwei oder mehr Kinder leben
28. Die volle Entlastungswirkung entfaltet das Familienpaket 
daher nur für rund ein Drittel der österreichischen Familien, während etwas mehr als 30% aufgrund 
der Kinderlosigkeit nicht profitieren.  
IV. Familienbesteuerung in Deutschland  
Auch in Deutschland ergaben sich in den letzten Monaten Änderungen im Bereich der Familienbe-
steuerung, wenngleich es sich hierbei weitgehend um wertmäßige Anpassungen sowie eine Verschie-
bung bzw. Bündelung einzelner Regelungen im Einkommensteuergesetz handelte. Bevor ein Ver-
gleich des österreichischen und deutschen Weges der Familienbesteuerung erfolgt, werden in diesem 
Abschnitt die rechtlichen Grundlagen der Familienbesteuerung in Deutschland kurz dargestellt.  
In Deutschland können Ehegatten nach § 26 dEStG gemeinsam zur Einkommensteuer veranlagt wer-
den; im Zuge der Veranlagung findet das so genannte Splitting-Verfahren nach § 32a dEStG Anwen-
dung. Das Splitting-Verfahren bedingt, dass die Steuerschuld für Ehegatten das Zweifache des Steuer-
betrags beträgt, der sich für die Hälfte des gemeinsam zu versteuernden Einkommens ergibt.
29 Im Zu-
ge des Konjunkturpakets 2 wurde auch in Deutschland der Einkommensteuertarif rückwirkend per 1. 
Januar 2009 gesenkt.
30  
                                                      
28 Vgl. Statistik Austria (2007a), S. 16ff. 
29 Für eine finanzwissenschaftliche Analyse des Ehegattensplittings in Deutschland vgl. Scherf (2000). Maiterth 
(2004) führt eine Berechnung der Höhe und Verteilung des Splittingvorteils sowie die Bewertung der Förderung 
von Ehepaaren mit und ohne Kinder durch das Ehegattensplitting mittels Mikrosimulationsmodell durch. 
30 Vgl. § 32a dEStG.  15 
 
Die steuerliche Freistellung des Existenzminimums für Kinder wird in Deutschland durch die monatli-
che Auszahlung von Kindergeld bewirkt. Die Höhe des Kindergeldes wurde durch das Familienleis-
tungsgesetz 2008 angepasst und beträgt nunmehr für das erste und zweite Kind jeweils 164 Euro pro 
Monat, für das dritte Kind 170 Euro pro Monat sowie für jedes weitere Kind jeweils 195 Euro pro 
Monat (§ 66 dEStG).  
Neben dem Kindergeld soll die Freistellung des Existenzminimums auch durch den Kinderfreibetrag 
erfolgen. Dieser wurde durch das Familienleistungsgesetz 2008 ebenfalls erhöht und beträgt nunmehr 
1.932 Euro für das sächliche Existenzminimum des Kindes sowie 1.080 Euro für den Betreuungs- und 
Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf des Kindes bzw. das Doppelte im Falle der Zusammenveranla-
gung von Ehegatten, d.h. in Summe 6.024 Euro (§ 32 dEStG) pro Jahr. 
Hinsichtlich des Kinderfreibetrages erfolgt eine so genannte „Günstigerprüfung“: Übersteigt die Steu-
erersparnis aus dem Kinderfreibetrag das ausbezahlte Kindergeld, so wird der übersteigende Betrag 
ausbezahlt. In den anderen Fällen gilt das Existenzminimum mit dem Kindergeld als abgegolten (§ 31 
dEStG). Dabei ist zu beachten, dass diese Prüfung für jedes Kind separat zu erfolgen hat; somit stellt 
das um den Kinderfreibetrag des ersten Kindes verminderte Einkommen die Ausgangsbasis für die 
Prüfung des zweiten zu berücksichtigenden Kindes dar usw.
31 Aufgrund des Zusammenwirkens von 
Kindergeld und Kinderfreibetrag können jene Einkommensgrenzen ermittelt werden, ab denen die 
Ersparnis aus dem Kinderfreibetrag die Höhe des ausbezahlten Kindergeldes übersteigt.
32  
Zusätzlich zur tariflich ermittelten Einkommensteuer wird in Deutschland ein Solidaritätszuschlag 
erhoben, welcher derzeit 5,5% der festzusetzenden Einkommensteuer beträgt. Gemäß § 3 (2a) SolZG 
erfolgt dabei die Berechnung der Einkommensteuerschuld unter Berücksichtigung des Kinderfreibe-
trages, auch für den Fall, in dem die Ersparnis aus dem Kinderfreibetrag geringer ist als das ausbezahl-
te Kindergeld.  
Die Kosten für die Betreuung von Kindern können in Deutschland ebenfalls steuermindernd geltend 
gemacht werden; weitreichende Änderungen in diesem Bereich stammen aus dem Jahr 2006. Seitdem 
muss zwischen erwerbsbedingten und nicht erwerbsbedingten Kinderbetreuungskosten differenziert 
werden. Erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten liegen vor, wenn beide Eltern erwerbstätig sind 
bzw. der Alleinerzieher erwerbstätig ist und können bis zum 14. Lebensjahr des Kindes geltend ge-
macht werden; sie sind zu zwei Drittel des geleisteten Betrages, maximal in Höhe von 4.000 Euro pro 
Jahr und Kind abzugsfähig. Bei nicht erwerbstätigen Alleinerziehenden oder Ehepaaren, bei denen nur 
ein Elternteil erwerbstätig ist, können Kinderbetreuungskosten als nicht erwerbsbedingte Kinder-
                                                      
31 Daten des Bundesministeriums der Finanzen zeigen, dass 2007 nur für rund 20% aller Kinder in Deutschland 
die Ersparnis aus dem Kinderfreibetrag höher war, als das ausbezahlte Kindergeld. Vgl. Bundesministerium der 
Finanzen (2008), S. 59.  
32 Mit der Anpassung des Kindergeldes sowie des Kinderfreibetrages haben sich auch diese Grenzen verschoben. 
Eine Übersicht über die aktuellen Werte findet sich in Hechtner / Hundsdoerfer / Sielaff (2009). 16 
 
betreuungskosten im Rahmen der Sonderausgaben geltend gemacht werden; dies gilt jedoch nur für 
Kinder, die zwischen drei und fünf Jahren alt sind. Auch hier gilt die betragsmäßige Deckelung von 
zwei Drittel des geleisteten Betrages, max. 4.000 Euro pro Jahr und Kind. Wenngleich sich an diesen 
Regelungen nichts geändert hat, so werden seit 2009 alle Bestimmungen zur Abzugsfähigkeit von 
Betreuungskosten in einem Paragrafen, § 9c dEStG, gebündelt.  
V. Das österreichische und deutsche Modell im Vergleich 
In diesem Abschnitt wird ein Vergleich der beiden Modelle der Familienbesteuerung durchgeführt. 
Analog zu Abschnitt III. 2. werden wiederum drei repräsentative Musterfamilien betrachtet, wobei für 
Deutschland anzumerken ist, dass aufgrund des Ehegattensplitting die Aufteilung des Einkommens auf 
die Elternteile irrelevant ist; da dies in Österreich jedoch nicht der Fall ist, wird weiterhin an den drei 
Musterfamilien festgehalten. Der maximale Vorteil des deutschen Ehegattensplitting wird für Muster-
familie A bei einem Einkommen von 500.800 Euro erzielt. Dennoch wird für unsere Betrachtung an 
dem Einkommensintervall von [0; 100.000] Euro festgehalten, da damit einerseits der Großteil der 
Steuerpflichtigen erfasst ist
33 und andererseits der Splittingvorteil im Einkommensintervall [105.104; 
250.400] Euro bei konstant 8.064 Euro liegt. 
Zusätzlich wird eine Variante berechnet, die für die österreichischen Familien die begünstigte Besteue-
rung des 13. und 14. Gehalts berücksichtigt. Für diesen Fall wird angenommen, dass das entsprechen-
de Einkommen im Intervall von [0; 100.000] Euro dem Jahreseinkommen inklusive sonstiger Bezüge 
entspricht. 6/7 davon sind entsprechend zum laufenden Einkommensteuertarif zu versteuern, während 
1/7 davon als sonstige Bezüge begünstigt besteuert wird. Da diese Möglichkeit jedoch nur für unselb-
ständig Beschäftigte existiert, wird als zweite Variante der Fall ohne Berücksichtigung von sonstigen 
Bezügen berechnet.
34  
Zuerst erfolgt ein Tarifvergleich der beiden Länder, indem die Steuerzahlung der drei Musterfamilien 
unter der Annahme, dass diese keine Kinder besitzen, berechnet wird. Als nächster Schritt wird unter-
stellt, dass die Musterfamilien jeweils ein, zwei oder drei Kinder besitzen und die aus der Kinderzahl 
resultierende absolute Ersparnis durch die Elemente der Familienbesteuerung ermittelt.
35 Für die integ-
rierte Beurteilung der beiden Komponenten wird zuletzt die effektive Durchschnittsteuerbelastung, 
d.h. der effektive Steuersatz unter Berücksichtigung von Transferleistungen, herangezogen.  
Bei sämtlichen Berechnungen, die sich auf Deutschland beziehen, wurde neben der Einkommensteuer 
auch der Solidaritätszuschlag berücksichtigt.  
                                                      
33 Der Anteil aller steuerpflichtigen Personen in Österreich mit einem Einkommen über 100.000 Euro lag in den 
letzten Jahren unter 1%, jener in Deutschland unter 5%, vgl. Statistik Austria (2007b) sowie Statistisches Bun-
desamt Deutschland (2004).  
34 Für sämtliche Familien, in denen keiner der Einkommensbezieher unselbständig beschäftigt ist, ist daher der 
Vergleich ohne Berücksichtigung sonstiger Bezüge relevant. In Österreich waren 2007 rund 15% der Erwerbstä-
tigen selbständig beschäftigt, vgl. Statistik Austria (2008). 
35 Zu dieser Vorgehensweise vgl. Wrohlich / Dell / Baclet (2005). 17 
 
1. Tarifvergleich 
Vergleicht man den österreichischen und deutschen Einkommensteuertarif, so fällt auf, dass diese eine 
ähnliche Ausgestaltung aufweisen. In beiden Ländern existiert ein relativ hoher Grundfreibetrag 
(11.000 Euro in Österreich, 7.834 Euro in Deutschland). Während jedoch in Österreich bereits in der 
ersten Tarifstufe ein Grenzsteuersatz von 36,5% zur Anwendung kommt, liegt der Eingangssteuersatz 
in Deutschland mit 14% deutlich darunter. Dabei ist jedoch zu beachten, dass der Eingangssteuersatz 
in Deutschland einerseits schneller ansteigt als in Österreich und dieser andererseits Einkommensbe-
reiche erfasst, die in Österreich durch den Grundfreibetrag nicht versteuert werden. Der Spitzensteuer-
satz von 50% wird in Österreich bereits ab einem Einkommen von 60.000 Euro angewandt; in 
Deutschland liegt der Spitzensteuersatz einerseits mit 45% unter dem österreichischen Wert, anderer-
seits liegt auch die Einkommensgrenze, ab der dieser Satz angewandt wird, mit über 250.000 Euro 
weitaus höher. 
Nachfolgende Abbildung gibt eine Übersicht über die Durchschnittsteuersätze der betrachteten Mus-
terfamilien in Österreich und Deutschland für ein Familieneinkommensintervall von [0; 100.000] Euro 
vor Steuern, ohne Kinder, unter Berücksichtigung des Ehegattensplittings in Deutschland (sofern an-
wendbar) sowie unter Berücksichtigung der sonstigen Bezüge in Österreich. 
Abbildung 3: Vergleich der Durchschnittsteuersätze Österreich – Deutschland  












































Musterfamilie A (Ö) Musterfamilie B (Ö) Musterfamilie C (Ö)
Musterfamilie A (D) Musterfamilien B und C (D)
 
Die Grafik zeigt, dass für Musterfamilie C der Durchschnittsteuersatz in Österreich und Deutschland 
fast identisch verläuft. Für diese Familien wird daher durch die begünstigte Besteuerung des 13. und 
14. Gehalts in Österreich eine annähernd gleiche Ersparnis erzielt wie durch das Ehegattensplitting in 
Deutschland. Musterfamilie B erzielt durch die begünstige Besteuerung in Österreich sogar einen hö-
heren Vorteil als durch das deutsche Splitting-Modell. Anders zeigt sich das Bild ohne Berücksichti-18 
 
gung der sonstigen Bezüge in Österreich; hier liegen die Durchschnittsteuersätze in Deutschland über 
weite Einkommensbereiche unter jenen in Österreich. 
2. Absolute Ersparnis durch Familienbesteuerung 
Um zu zeigen, welche steuerlichen Entlastungseffekte durch die einzelnen Komponenten der Famili-
enbesteuerung entstehen, werden die berechneten Nettofamilieneinkommen
36 aus Abschnitt V. 1. he-
rangezogen (Familien ohne Kinder) und mit jenen Nettofamilieneinkommen verglichen, die sich nach 
Berücksichtigung der Elemente der Familienbesteuerung ergeben (Familien mit 1, 2, 3 Kindern).  
Im Rahmen der Familienbesteuerung werden in Österreich neben den steuerlichen Absetzbeträgen, 
dem Kinderfreibetrag und der Abzugsfähigkeit der Kinderbetreuungskoten auch die Familientransfers 
(Kinderabsetzbetrag und Familienbeihilfe) berücksichtigt. Für die deutschen Familien werden das 
Kindergeld bzw. der Kinderfreibetrag angesetzt
37 sowie die Abzugsfähigkeit der Kinderbetreuungs-
kosten berücksichtigt. In Zusammenhang mit der Abzugsfähigkeit der Kinderbetreuungskosten existie-
ren in Österreich und Deutschland unterschiedliche Regelungen. Nachfolgende Tabelle fasst diese 
zusammen: 
Tabelle 3: Übersicht über die Abzugsfähigkeit von Kinderbetreuungskosten 
  Voraussetzungen  Alter des Kindes  Höhe 
Österreich  keine  bis zur Vollendung des 10. 
Lebensjahres 
max. 2.300 Euro pro Kind 
und Jahr 
Erwerbstätigkeit beider 




bis zur Vollendung des 14. 
Lebensjahres 
2/3 der Kosten, max. 4.000 





ab dem 3. Lebensjahr bis 
zur Vollendung des 5. 
Lebensjahres 
2/3 der Kosten, max. 4.000 
Euro pro Kind und Jahr 
Wie obige Tabelle zeigt, differieren die Regelungen in den beiden Ländern in Abhängigkeit der Be-
rufstätigkeit der Eltern, vom Alter des Kindes bzw. der Kinder sowie der Höhe nach. Um dennoch 
einen möglichst objektiven Vergleich der beiden Länder durchführen zu können, muss folgende zu-
sätzliche Annahmen getroffen werden: die Kinder der Familien haben allesamt das 10. Lebensjahr 
noch nicht erreicht. Dadurch ist für alle Musterfamilien sichergestellt, dass sämtliche Betreuungskos-
ten (unter Berücksichtigung der Begrenzung der Höhe nach) abzugsfähig sind. Die Höhe der Betreu-
                                                      
36 Vgl. dazu Steiner / Wrohlich (2008). 
37 Eine Günstigerprüfung wird im Rahmen der Berechnungen durchgeführt.  19 
 
ungskosten beträgt pro Kind 2.300 Euro jährlich; dabei handelt es sich um den in Österreich maximal 
abziehbaren Betrag.
38  
Die absolute Ersparnis wurde wiederum sowohl ohne als auch mit Berücksichtigung der sonstigen 
Bezüge berechnet, wobei in weiterer Folge nur die Ergebnisse ohne Berücksichtigung sonstiger Bezü-
ge dargestellt werden. 



























































Musterfamilie A (Ö) Musterfamilie A (D)
 
Alleinerzieher in Österreich können eine fast durchgehend höhere absolute Ersparnis aus dem Famili-
enpaket erzielen. Ausschließlich im Einkommensbereich bis rund 14.000 Euro ist die Ersparnis in 
Deutschland höher; dies ist darauf zurückzuführen, dass das deutsche Kindergeld höher ist als die ös-
terreichische Familienbeihilfe mit Kinderabsetzbetrag. Die steuerlich absetzbaren Komponenten sind 
in Österreich höher als in Deutschland, weshalb österreichische Alleinerzieher mit steigendem Ein-
kommen eine höhere Ersparnis generieren können.
39 
                                                      
38 Mit der Wahl dieses Betrages ist sichergestellt, dass, sofern österreichische Familien im Ergebnis höher be-
steuert werden als deutsche, die Vorteilhaftigkeit durch die Wahl höherer Betreuungskosten nicht mehr umge-
dreht werden kann, da das Maximum für Österreich bereits ausgeschöpft ist.  
39 Zu beachten ist dabei, dass das mittlere Einkommen, wie in Abschnitt II 2. c angeführt, für Ein-Eltern-
Haushalte in Österreich bei 21.010 Euro liegt und damit der Großteil der Alleinerzieherfamilien in Deutschland 
günstiger besteuert wird. 20 
 



























































Musterfamilie B (Ö) Musterfamilie C (Ö) Musterfamilien B und C (D)
 
Betrachtet man die absolute Ersparnis durch die Familienbesteuerung für Musterfamilien B und C 
unter der Annahme von zwei Kindern, so zeigt sich, dass die Ersparnis aus dem Familienpaket in den 
beiden Ländern unterschiedlich hoch ausfällt. Während Familien mit geringem Einkommen in 
Deutschland stärker vom Familienpaket profitieren, dreht sich dieser Vorteil zu Gunsten österreichi-
scher Familien ab einem Einkommen von rund 20.000 Euro um. Erneut sind in diesem Bereich die in 
Deutschland höheren Transferleistungen als Grund dafür zu nennen. Oberhalb des Grundfreibetrages 
hingegen profitieren österreichische Familien stärker, da die Abzugsfähigkeit der Kinderbetreuungs-
kosten großzügiger geregelt ist und zusätzlich der Kinderfreibetrag zusteht. Erst ab dem Einkommens-
niveau, ab dem deutsche Familien den Kinderfreibetrag anstelle des Kindergeldes geltend machen 
können (rund 70.000 Euro), erzielen sie wieder die höhere Ersparnis.  
3. Vergleich anhand des effektiven Durchschnittsteuersatzes 
Bisher konnte keine eindeutige Aussage darüber getroffen werden, in welchem Land Familien gerin-
ger besteuert werden: Während der Tarifvergleich, vor allem durch den Splittingvorteil, eine weitge-
hende Bevorzugung deutscher Familien, zeigte, konnte durch die Analyse der absoluten Ersparnis aus 
dem Familienpaket gezeigt werden, dass österreichische Familien in vielen Bereichen höhere Erspar-
nisse erzielen.  
Um abschließend zu beurteilen, in welchem Land Familien steuerlich stärker begünstigt sind, errech-
nen wir die effektiven Durchschnittsteuersätze der Musterfamilien im Vergleich. In Anlehnung an 
Baclet / Dell / Wrohlich (2005) definieren wir den effektiven Durchschnittsteuersatz als die Steuer-21 
 
schuld abzüglich Transferzahlungen dividiert durch das Familieneinkommen vor Steuern.
40 Dadurch 
erfolgt eine Integration des Familienpakets des jeweiligen Landes in den geltenden Einkommensteuer-
tarif. 
Folgende Abbildung gibt einen Überblick über die effektiven Durchschnittsteuersätze von Musterfa-
milie A unter der Annahme von zwei Kindern: 












































Musterfamilie A (Ö) Musterfamilie A (D) Musterfamilie A (Ö) inkl. sonstige Bezüge
 
Es zeigt sich, dass österreichische Alleinerzieher ohne Berücksichtigung sonstiger Bezüge einem hö-
heren effektiven Durchschnittsteuersatz unterliegen, als jene aus Deutschland. In beiden Ländern liegt 
bis zu einem Familieneinkommen von rund 27.000 Euro ein negativer effektiver Durchschnittsteuer-
satz vorliegt. Das bedeutet, dass Familien bis zu diesem Einkommensniveau in beiden Ländern weni-
ger an Steuern bezahlen, als sie über Transferleistungen von Staat erhalten. Nur in einem sehr kleinen 
Einkommensintervall von rund [13.000; 23.000] Euro ist der effektive Durchschnittsteuersatz in Ös-
terreich geringer.  
Berücksichtigt man die sonstigen Bezüge in Österreich, so ergibt sich ein gegenteiliger Effekt: Der 
effektive Durchschnittsteuersatz liegt in allen Einkommensbereichen unter dem der deutschen Familie; 
die durchschnittliche Differenz beträgt hier rund 4%, maximal sogar rund 8%.  
                                                      
40 Vgl. dazu Baclet / Dell / Wrohlich (2005). Durch diese Definition ist auch ein negativer effektiver Durch-
schnittsteuersatz möglich, sofern eine Familie weniger Steuern bezahlt, als sie an Transferleistungen vom Staat 
erhält. 22 
 
Für beide Fälle muss festgehalten werden, dass die Höhe der gewählten Betreuungskosten das Ergeb-
nis beeinflusst. Im dargestellten Fall wurden 2.300 Euro an Betreuungskosten pro Kind und Jahr ver-
anschlagt, welche in Österreich aufgrund der Rechtslage zur Gänze, in Deutschland jedoch nur zu 2/3 
berücksichtigt werden konnten. In Österreich ist damit zugleich der Maximalbetrag an abzugsfähigen 
Betreuungskosten erreicht, während in Deutschland bis zu 4.000 Euro pro Kind geltend gemacht wer-
den könnten. Führt man dieselbe Berechnung daher mit den in Deutschland maximal absetzbaren 
Betreuungskosten in Höhe von 4.000 Euro pro Kind durch, so ist ohne Berücksichtigung sonstiger 
Bezüge der deutsche effektive Durchschnittsteuersatz geringer als der österreichische; mit Berücksich-
tigung von sonstigen Bezügen bewegen sich die Durchschnittsteuersätze über dem gesamten Intervall 
auf einem annähernd gleichen Niveau mit einer Differenz von maximal 1%.  
Abbildung 7a: Effektiver Durchschnittsteuersatz (Musterfamilien B und C, 2 Kinder)  





















































Musterfamilie B (Ö) Musterfamilie C (Ö) Musterfamilien B und C (D)
 
Die Betrachtung der effektiven Durchschnittsteuersätze für Musterfamilien B und C ohne Berücksich-
tigung sonstiger Bezüge zeigt, dass die österreichische Musterfamilie C stets einen höheren effektiven 
Durchschnittsteuersatz aufweist als die deutsche Musterfamilie. Musterfamilie B hingegen unterliegt 
in einem Einkommensbereich von [24.400; 31.300] Euro in Österreich einem geringeren Durch-
schnittsteuersatz als in Deutschland. Diese Vorteilhaftigkeit ist jedoch erneut unter dem Gesichtspunkt 
der Höhe der abzugsfähigen Betreuungskosten zu sehen und führt dazu, dass mit steigenden Betreu-
ungskosten das deutsche Modell vorteilhafter wird. 23 
 
Abbildung 7b: Effektiver Durchschnittsteuersatz (Musterfamilien B und C, 2 Kinder) 





















































Musterfamilie B (Ö) inkl. sonstige Bezüge Musterfamilie C (Ö) inkl. sonstige Bezüge
Musterfamilien B und C (D)
 
Berücksichtigt man die sonstigen Bezüge in Österreich, so zeigt sich bis zu einem Einkommen von 
24.000 Euro keine Veränderung, da hier durch den Grundfreibetrag in Österreich noch keine Einkom-
mensteuerschuld entsteht. Mit dem Eintritt in positive Steuerzahlungen jedoch flacht der effektive 
Durchschnittsteuersatz in Österreich durch die begünstigte Besteuerung der sonstigen Bezüge stark ab 
und liegt für beide Musterfamilien in einem Intervall von [24.000; 70.000] Euro unter dem deutschen 
Durchschnittsteuersatz. Ab einem Einkommen von 70.000 Euro liegt ein annähernd gleich hoher Steu-
ersatz vor. Da die Differenz der effektiven Steuersätze maximal 4% beträgt, kann auch in diesem Fall 
durch die Wahl höherer Betreuungskosten der Vorteil zu Gunsten der deutschen Familienbesteuerung 
umgekehrt werden.  
Führt man die selben Berechnungen unter der Annahme durch, dass die Musterfamilien ein bzw. drei 
Kinder besitzen, so zeigt sich für alle Musterfamilien, dass der Einkommensbereich, in dem die öster-
reichischen Familien einen geringeren effektiven Durchschnittsteuersatz aufweisen, umso breiter wird, 
je mehr Kinder eine Familie hat.  
VI. Zusammenfassende Darstellung der wesentlichen Untersuchungsergebnisse 
Ausgehend von der österreichischen Steuerreform 2009, die eine umfassende Neuregelung der Famili-
enbesteuerung vornimmt, erfolgt in diesem Beitrag eine Analyse des österreichischen Familienpakets 
sowohl auf nationaler Ebene als auch im internationalen Vergleich mit dem deutschen Modell der 
Familienbesteuerung. 24 
 
Die absolute Steuerersparnis durch das österreichische Familienpaket ist umso höher, je mehr Kinder 
und je mehr Einkommensbezieher eine Familie besitzt. Relativ betrachtet ergibt sich bis zu einer Fa-
milieneinkommensgrenze von 40.000 Euro für Alleinerzieher die höchste Ersparnis, die in bestimmten 
Einkommensbereichen über 15% des Nettofamilieneinkommens beträgt. Bei Familien mit einem Kind 
fällt die Entlastung durch die Tarifreform höher aus als jene durch das Familienpaket, erst Familien 
mit zwei und mehr Kindern profitieren stärker vom Familienpaket als von der Tarifreform.  
Betrachtet man die einzelnen Komponenten des Familienpakets im Detail, so ist die Ersparnis fast 
ausschließlich durch die Abzugsfähigkeit der Betreuungskosten begründet. Der stellt nicht nur ein 
komplexes Optimierungsproblem dar, möchte man den maximalen Steuervorteil ausnutzen, sondern 
liefert außerdem eine kaum nennenswerte Ersparnis. Der gewünschte Anreiz zu einer höheren Frauen-
erwerbstätigkeit dürfte im Ergebnis ausschließlich durch die Abzugsfähigkeit der Betreuungskosten 
geschaffen werden. Hierbei ist anzumerken, dass dadurch erstmals in Österreich familienpolitische 
Maßnahmen zur Verminderung der durch den Betreuungsaufwand bedingten Kosten gesetzt wurden. 
Vergleicht man das österreichische Modell der Familienbesteuerung mit dem deutschen Modell, so ist 
die Vorteilhaftigkeit vor allem von der Höhe der abzugsfähigen Kinderbetreuungskosten sowie der 
Berücksichtigung sonstiger Bezüge in Österreich abhängig ist. Der Vergleich ausschließlich anhand 
der Einkommensteuertarife zeigt, dass Deutschland zwar aufgrund des niedrigeren Grundfreibetrages 
geringere Einkommen höher besteuert, der Tarifverlauf in weiterer Folge jedoch zu niedrigeren Steu-
erzahlungen führt als in Österreich. Das Ehegattensplitting verstärkt diesen Vorteil noch, während die 
Begünstigung der sonstigen Bezüge in Österreich diesem Effekt entgegenwirkt. Im Ergebnis werden 
Alleinerzieher in Österreich geringer besteuert, während Familien mit zwei Einkommensbeziehern je 
nach Verteilung der Einkommen einer annähernd gleich hohen Besteuerung unterliegen. Überraschen-
derweise ist das Ehegattensplitting nicht so stark vorteilhaft gegenüber der Individualbesteuerung, wie 
bisher oft angenommen. Vielmehr kann mit der österreichischen Variante der Individualbesteuerung 
und Begünstigung des 13. und 14. Gehalts eine annähernd gleiche Steuerbelastung erreicht werden. 
Für eine steuerliche Entlastung von Familien ist ein Splittingtarif somit nicht unbedingt notwendig. 
Eine gemeinsame Betrachtung der Tariffunktionen und des Familienpakete in den beiden Ländern 
anhand des effektiven Durchschnittsteuersatzes unter Berücksichtigung des begünstigten 13. und 14. 
Gehalts in Österreich verdeutlicht, dass Alleinerzieher in Österreich stets steuerlich besser gestellt 
sind, während Mehrverdienerfamilien sehr ähnlichen Steuerbelastungen unterliegen wie in Deutsch-
land. Im Ergebnis führt der österreichische Weg der Familienbesteuerung, vor allem aufgrund der 
steuerlichen Begünstigung der sonstigen Bezüge, auch ohne Einführung eines Familiensplitting zu 
keinen signifikanten Nachteilen bzw. sogar zu Vorteilen für österreichische Familien im Vergleich zu 
deutschen Familien. Eine familienfreundliche Besteuerung muss daher nicht zwingend Splitting-
Elemente enthalten. Vielmehr kann durch andere steuerliche Maßnahmen derselbe Entlastungseffekt 
erzielt werden, ohne dabei die bestehenden Kritikpunkte des Splittings in Kauf nehmen zu müssen.  25 
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